
Bekanntmachung 
der Landesdirektion Sachsen 

nach § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
für das Vorhaben 

Wesentliche Änderung der Verbrennungsanlage 
der Wacker Chemie AG 
am Standort Nünchritz 

Gz.: 44-8431/2434 

Vom 23. Juni 2022 

Gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das durch Artikel 14 des Geset-
zes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist, wird Folgendes bekannt 
gemacht: 

Die Wacker Chemie AG in 01612 Nünchritz, Friedrich-von-Heyden-Platz 1 beantragte mit 
Datum vom 1. Februar 2021 die Genehmigung gemäß § 16 Absatz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. September 2021 
(BGBl. I S. 4458) geändert worden ist, für die wesentliche Änderung der Verbrennungsanla-
ge in 01612 Nünchritz, Friedrich-von-Heyden-Platz 1. Das Vorhaben unterliegt dem Geneh-
migungsvorbehalt nach Nummer 8.1.1.1 des Anhangs 1 zur Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1440), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69) geändert 
worden ist. 

Mit der geplanten Änderung der Verbrennungsanlage, welche aus zwei Betriebseinheiten 
besteht (VA I und VA II), sollen die anfallenden Flüssigrückstände der Anlage zur Herstellung 
von silanterminierten Polyethern (STP-E-Anlage) und der Alkoholyse-Lack-Anlage (ALA-
Anlage) entsorgt werden. Dazu wird eine Einleitstrecke von der ALA-Anlage zur Verbren-
nungsanlage VA II und eine Einleitstrecke von der STP-E-Anlage zur Verbrennungsanlage 
VA I installiert.  

Da die Flüssigrückstände aus der STP-E-Anlage Stickstoff enthalten, wird außerdem eine 
neue Teilanlage (T900) in der Verbrennungsanlage VA I zur Entstickung mittels selektiver 
nichtkatalytischer Reduktion (SNCR-Verfahren) errichtet. Dazu soll ein Harnstofftank mit ei-
nem Fassungsvermögen von 36 m3 mit Mischpumpe und Dosierpumpe in der Anlagentasse 
N31 aufgestellt werden. Auch soll die Ertüchtigung des Fundaments, der Anlagentasse und 
ggf. des Stahlbaus an der Verbrennungsanlage VA I für neue Rohrleitungen und EMR-
Technik erfolgen. 

Eine Erhöhung der Kapazität der Verbrennungsanlage ist mit der genannten Änderung nicht 
geplant. 

Die Verbrennungsanlage ist der Nummer 8.1.1.1 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung zuzuordnen. Für das Vorhaben war gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 2 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung eine allgemeine Vorprüfung zur Fest-
stellung der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) 
durchzuführen. 

Die Vorprüfung der Landesdirektion hat ergeben, dass eine UVP-Pflicht nicht vorliegt, weil 
die Änderung zusätzliche oder andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht her-
vorrufen kann. 



Folgende Gründe werden für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht nach Anlage 3 des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung als wesentlich angesehen: 

Im Zuge des o. g. Vorhabens sollen die baulichen Änderungen nur an der bereits bestehen-
den Anlage realisiert werden. Somit kann nicht von einer Beeinflussung des Bodens, der 
Flora und Fauna oder Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ausgegangen werden. Auch 
wird keine neue Fläche beansprucht. 

Eine kumulierende Wirkung mit anderen bestehenden oder zugelassenen Vorhaben und 
Tätigkeiten besteht nicht. 

Hinsichtlich der relevanten Luftverunreinigungen sind mit Ausnahme des neu auftretenden 
und kontinuierlich zu messenden Schadstoffs Ammoniak keine zusätzlichen oder anderen 
Umweltauswirkungen zu erwarten. Eine erhebliche nachteilige Umweltauswirkung ist auch 
durch die Emission von Ammoniak im vorliegenden Fall nicht ersichtlich. 

Mit der geplanten Änderung ist keine Auswirkung auf die Geräuschimmissionen des Ge-
samtwerkes erkennbar. 

Durch die beantragten Änderungen treten keine Erschütterungen, ionisierende Strahlungen, 
elektromagnetische Felder, Lichteinwirkungen sowie Gerüche auf, die eine Belastung für die 
Umgebung darstellen könnten. 

Die geplanten Änderungen lassen keine Erhöhung der Anfälligkeit der Anlage für Störfälle, 
schwere Unfälle oder Katastrophen erwarten. 

Des Weiteren erfolgen keine Änderungen hinsichtlich der Grundwasserentnahme.  

Dass mit der Änderung anfallende Abwasser (stickstoffhaltig) wird den Abwasserbehand-
lungsanlagen der Wacker Chemie AG zugeführt und entsprechend behandelt. Nach der Be-
handlung wird das Abwasser unter Einhaltung der festgelegten Parameter in die Elbe gelei-
tet. Das Vorhaben liefert keinen Beitrag zur Änderung des ökologischen Zustands der Elbe. 

Durch die Änderung der Verbrennungsanlage liegt keine Änderung des anfallenden Abfalls 
in Art und Menge vor. 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung die vorgenannte Entscheidung der Landesdirektion Sachsen 
nicht selbstständig anfechtbar ist. 

Die entscheidungsrelevanten Unterlagen sind der Öffentlichkeit gemäß den Bestimmungen 
des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes vom 1. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 146), das 
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 25 des Gesetzes vom 5. April 2019 (SächsGVBl. S. 245) ge-
ändert worden ist, in der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Dresden, Referat 44,  
Stauffenbergallee 2, 01099 Dresden zugänglich. 

Dresden, den 23. Juni 2022 

Landesdirektion Sachsen 
Bobeth 

Referatsleiter 


